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Sehr geehrte Mandantin, 

sehr geehrter Mandant, 

das Finanzamt davon zu überzeugen, dass ein betrieb-

liches Fahrzeug nicht privat genutzt wird, ist mitunter 

unmöglich. Die Privatnutzung ist dann anhand der 1-

%-Regelung zu versteuern. Wir stellen Ihnen ein neu-

es Urteil zum Anscheinsbeweis der privaten Nutzung 

eines betrieblichen  

Pickup vor. Zudem beleuchten wir die Möglichkeit ei-

nes pauschalen Auslagenersatzes der Stromkosten 

für Elektrofahrzeuge. Der Steuertipp zeigt, wie der 

geldwerte Vorteil bei Firmenfitnessmitgliedschaften 

zu ermitteln ist. 

FIRMENWAGEN 

Anscheinsbeweis spricht für die Privatnutzung ei-

nes Pickups 

Nach allgemeiner Lebenserfahrung werden Firmenwa-

gen, die zu privaten Zwecken zur Verfügung stehen, 

auch tatsächlich privat genutzt. Der Beweis des ersten 

Anscheins, der für eine Privatnutzung spricht, kann je-

doch laut Bundesfinanzhof (BFH) erschüttert werden. 

Dazu reicht es allerdings nicht aus, dass nur behauptet 

wird, für privat veranlasste Fahrten hätten private 

Fahrzeuge zur Verfügung gestanden. Anders sieht es 

aus, wenn für private Fahrten ein weiteres Fahrzeug 

zur Verfügung steht, das dem betrieblichen Fahrzeug 

in Status und Gebrauchswert vergleichbar ist. Dabei ist 

der für eine Privatnutzung sprechende Anscheinsbe-

weis umso eher erschüttert, je geringer die Unter-

schiede zwischen den Fahrzeugen ausfallen. Denn bei 

einer Gleichwertigkeit der Fahrzeuge ist keine nach-

vollziehbare Veranlassung ersichtlich, für Privatfahrten 

das Dienstfahrzeug zu nutzen. 

Im Streitfall ging es um einen Pickup mit fünf Sitzen, 

der nach den Feststellungen des Finanzgerichts (FG) 

objektiv und auch im konkreten Fall zum privaten Ge-

brauch geeignet war. Er hatte in etwa die Größe ei-

nes Kleinbusses, wie ihn viele Familien nutzen. Eine 

solche Größe ist laut BFH kein Umstand, der für sich 

genommen den Anscheinsbeweis bzw. Erfahrungssatz 

widerlegt, dass das Fahrzeug auch privat genutzt wur-

de.  

 

Auch die Werbefolien des Betriebs auf der Karosserie 

des Pickups schieden als Grund für die Erschütterung 

des Anscheinsbeweises der Privatnutzung des Kfz 

aus. 

Den Klägern stand kein dem betrieblich genutzten Kfz 

in Status und Gebrauchswert vergleichbares Privat-

fahrzeug ständig und uneingeschränkt zur Privatnut-

zung zur Verfügung, mit dem entsprechende Fahr- und 

Repräsentationsbedürfnisse abgedeckt werden konn-

ten. Die den volljährigen Kindern überlassenen, alten 

(Klein-)Wagen waren zwar Privatfahrzeuge, aber mit 

dem Pickup in Status und Gebrauchswert nicht ver-

gleichbar. Damit entschied der BFH zugunsten der 

Anwendung der 1-%-Regelung. 

Der gegenteiligen Entscheidung des FG hat sich der 

BFH ausdrücklich nicht angeschlossen. Er begründet 

dies wie folgt: Das FG habe nur Tatsachen festgestellt, 

aus denen weder bei einer Einzelbetrachtung noch in 

ihrer Zusammenschau die Möglichkeit eines atypi-

schen Geschehensablaufs abgeleitet werden könne. 

Damit fehle es an einer tragfähigen Tatsachengrundla-

ge für die Annahme, mit einem zum Betriebsvermögen 

gehörenden, typischerweise zum privaten Gebrauch 

geeigneten Kfz seien möglicherweise keine Privatfahr-

ten unternommen worden. Gehe das FG unter diesen 

Umständen von der Erschütterung des Anscheinsbe-

weises für die Privatnutzung aus, liege ein Fehler der 

Rechtsanwendung vor, der dazu führe, dass der BFH 

an die Würdigung des FG nicht gebunden sei. 
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GRUNDSTÜCKSSCHENKUNG 

Inwieweit der Bebauungszustand eine Rolle spielt 

Betriebsvermögen wird bei der Erbschaftsteuer grund-

sätzlich privilegiert. Ausgenommen sind hiervon aber 

bestimmte Gegenstände des Verwaltungsvermö-

gens. Nach dem enttäuschenden „Parkhaus-Urteil“ 

des Bundesfinanzhofs (siehe Ausgabe 09/24) macht 

eine Entscheidung des Finanzgerichts Münster (FG) 

wieder Hoffnung. Danach gehören Grundstücke, die 

sich zum Zeitpunkt der Steuerentstehung noch im Zu-

stand der Bebauung befinden, nicht zum begünsti-

gungsschädlichen Verwaltungsvermögen. 

Im Streitfall hatte der Vater des Klägers 2017 eine 

GmbH & Co. KG gegründet. Von dem eingelegten 

Geld wurden zwei Grundstücke erworben, auf denen 

Ferienhäuser errichtet wurden. Zum 31.12.2019, vor 

Abschluss der Baumaßnahmen, schenkte der Vater 

dem Kläger und dessen Bruder seine Gesellschaftsan-

teile. Im Juli 2020 wurden die Ferienhäuser erstmals 

vermietet. Mit der Vermietung und Vermarktung wurde 

ein Dienstleister beauftragt. Nach Ansicht des Finanz-

amts lag kein begünstigtes Vermögen vor, da die 

Grundstücke zur Überlassung an Dritte erworben 

worden waren. 

Die dagegen gerichtete Klage hatte Erfolg. Nach An-

sicht des FG zählen die Grundstücke zum begünstig-

ten Vermögen. Sie waren am Übertragungsstichtag 

noch nicht Dritten zur Nutzung überlassen. Auf die be-

absichtigte Nutzung kommt es nicht an, weil nur der 

Zustand zum Übertragungszeitpunkt relevant ist. Dies 

entspricht auch der Systematik der Steuerbefreiung, 

weil bei am Stichtag noch ungenutztem Grundbesitz 

nicht zwingend feststeht, wie dieser später genutzt 

wird. Entscheidend ist nur die tatsächliche Nutzungs-

überlassung an Dritte zum Zeitpunkt der Steuerentste-

hung, die jedoch mangels Fertigstellung der Ferien-

häuser (noch) nicht gegeben war. 

Eine missbräuchliche Steuergestaltung liegt eben-

falls nicht vor. Die Übertragung an dem gewählten 

Stichtag war nicht unangemessen, da sie weder 

schwerfällig, gekünstelt, unpraktikabel, überflüssig, in-

effektiv noch widersinnig war. Außerdem hatte der 

Kläger angegeben, die Übertragung im Jahr 2019 sei 

krankheitsbedingt zum Ablauf des Jahres vorgenom-

men worden. 

Hinweis: Nutzen Sie im Vorfeld von Schenkungen un-

bedingt unser Beratungsangebot, um die für Betriebs-

vermögen vorgesehenen erbschaft- und schenkung-

steuerlichen Privilegien nicht zu gefährden! 

FREMDVERGLEICH 

Umsatztantieme an Minderheitsaktionär kann an-

zuerkennen sein 

Das Finanzamt nimmt eine verdeckte Gewinnaus-

schüttung (vGA) an, wenn bei einer Körperschaft (z.B. 

GmbH) eine Vermögensminderung oder verhinderte 

Vermögensmehrung eintritt, die 

• durch das Gesellschaftsverhältnis veranlasst ist, 

• sich auf die Höhe des Gewinns auswirkt und 

• in keinem Zusammenhang mit einer offenen Aus-

schüttung steht. 

Eine vGA kann grundsätzlich auch bei Vergütungsver-

einbarungen mit Vorstandsmitgliedern vorliegen, die 

zugleich Aktionäre sind. 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat sich mit Vergütungs-

vereinbarungen zwischen einer AG und einem Vor-

standsmitglied auseinandergesetzt, das zugleich Min-

derheitsaktionär ist. Im Streitfall hatte eine AG durch 

ihren Aufsichtsrat mit dem alleinvertretungsberechtig-

ten Vorstand eine Vergütungsvereinbarung getrof-

fen, die umsatz- und gewinnabhängige Tantiemezah-

lungen vorsah. Zwei Mitglieder des dreiköpfigen Auf-

sichtsrats waren neben dem Vorstand ebenfalls Min-

derheitsaktionäre, das dritte Mitglied war nicht an der 

AG beteiligt. Verwandtschaftliche Beziehungen zwi-

schen dem Vorstand und den Mitgliedern des Auf-

sichtsrats bestanden nicht. Das Finanzamt behandelte 

die umsatz- und gewinnabhängigen Vergütungszah-

lungen als vGA, was bei der AG zu einer höheren Kör-

perschaftsteuer führte. 

Der BFH hat den Ansatz einer vGA jedoch verworfen. 

Umsatzabhängige Tantiemen dürften zwar wegen der 

Gefahr einer „Gewinnabsaugung“ nur ausnahms-

weise steuerrechtlich anerkannt werden. Bei AGs sei 

aber zu berücksichtigen, dass für sie ein Aufsichtsrat 

handle, der kraft Gesetzes dazu verpflichtet sei, bei der 

Vereinbarung der Vorstandsvergütungen die Interes-

sen der Gesellschaft zu wahren. 

Im Streitfall hatte das Vorstandsmitglied den Aufsichts-

rat auch nicht beherrschen können, weil ihm die für die 

Wahl der Aufsichtsratsmitglieder erforderliche Aktien-

mehrheit gefehlt und es den Mitgliedern auch nicht na-

hegestanden hatte. In einer solchen Konstellation sind 

vGA im Zusammenhang mit umsatz- oder gewinnab-

hängigen Tantiemen laut BFH nur ausnahmsweise 

anzunehmen. Wenn klare Anhaltspunkte dafür beste-

hen, dass sich der Aufsichtsrat der AG bei der Vergü-

tungsvereinbarung einseitig an den Interessen des 

Vorstandsmitglieds orientiert hat, kann das im Einzel-

fall eine vGA auslösen. 

NEUBAU 

Nachträglich vereinbarte Sonderwünsche können 

teuer werden 

Wenn Sie ein unbebautes Grundstück erwerben und 

anschließend bebauen lassen, müssen Sie damit 

rechnen, dass das Finanzamt nicht nur den Bodenwert 

mit Grunderwerbsteuer belastet, sondern auch die 

Bauerrichtungskosten.  
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Grund hierfür sind die Regelungen zum „einheitlichen 

Vertragswerk“, nach denen zu prüfen ist, ob der Ge-

genstand des Erwerbsvorgangs das unbebaute oder 

das (künftig) bebaute Grundstück war. 

Auch Entgelte für nachträglich vereinbarte Sonderwün-

sche beim Hausbau erhöhen die Grunderwerbsteuer, 

wenn ein rechtlicher Zusammenhang mit dem Grund-

stückskaufvertrag besteht. Das geht aus zwei Urteilen 

des Bundesfinanzhofs hervor. Danach kann das Fi-

nanzamt diese Entgelte mit einem separaten nachträg-

lichen Steuerbescheid besteuern. Zur grunderwerb-

steuerlichen Gegenleistung gehören auch Leistungen, 

die der Erwerber des Grundstücks dem Veräußerer 

zusätzlich neben der beim Erwerbsvorgang vereinbar-

ten Gegenleistung gewährt. Nicht besteuert werden 

dürfen allerdings Hausanschlusskosten, die der 

Grundstückskäufer bereits nach dem (ursprünglichen) 

Grundstückskaufvertrag verpflichtend übernehmen 

muss. 

Hinweis: Nutzen Sie unser Beratungsangebot zu der 

Frage, ob zusätzlich zum Grundstückskauf vereinbarte 

(Werk-)Leistungen in die grunderwerbsteuerliche Be-

messungsgrundlage einzubeziehen sind! 

NIEDRIGLOHNSEKTOR 

Midijobs drücken Steuern und  

Sozialversicherungsbeiträge 

Fast jeder kennt den Minijob, bei dem Erwerbstätige 

aktuell durchschnittlich 556 € pro Monat verdienen dür-

fen, ohne Steuern und Sozialabgaben zahlen zu müs-

sen. Weniger bekannt ist der Midijob, bei dem man 

derzeit bis zu 2.000 € im Monat verdienen darf und nur 

reduzierte Beiträge an die Sozialversicherung zahlen 

muss. Ist der Midijob die einzige Tätigkeit, stellt er den 

Einstieg in die sozialversicherungspflichtige Beschäfti-

gung dar. Er wird auch „Übergangsbereich“ genannt - 

der Verdienst aus einem Midijob muss zwischen 

556,01 € und 2.000 € liegen. 

Die Sozialversicherungsbeiträge werden nicht nach 

einem starren Prozentsatz vom Lohn berechnet, son-

dern ergeben sich aus einer speziellen Berechnung, 

die zu reduzierten Beiträgen führt. Trotz dieser Minde-

rung stehen dem Erwerbstätigen die vollen Leistungen 

aus den verschiedenen Sparten der Sozialversiche-

rung zu. 

Hinweis: Der Vorteil des Übergangsbereichs entfällt 

für bereits sozialversicherungspflichtig beschäftigte Ar-

beitnehmer, für die der Midijob ein zweiter Job ist. Das 

heißt: Sie müssen die vollen Sozialversicherungsbei-

träge zahlen. Zudem wird ihr Midijobgehalt nach Steu-

erklasse VI versteuert. 

Für Minijobber kann es sich mit Blick auf die Sozial-

versicherung unter Umständen lohnen, regelmäßig et-

was mehr Stunden zu arbeiten und dadurch in einen 

Midijob zu wechseln.  

Das hat den Vorteil, die vollen Leistungen der Sozial-

versicherung beanspruchen zu können, obwohl man 

nur reduzierte Beiträge zahlt. 

Ein Rechenbeispiel: Bei einem regelmäßigen Ver-

dienst von monatlich 557 € ist der Erwerbstätige knapp 

über der Grenze, ab der er in einem Midijob tätig ist. 

Dank der speziellen Berechnungsformel werden nur 

2,54 € für Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslo-

senversicherung fällig (kinderloser Arbeitnehmer über 

23 Jahre, Steuerklasse I, keine Kirchensteuer, Kran-

kenkassenzusatzbeitrag 2,6 %). Ein Minijobber, der 

556 € verdient und sich nicht von der Renten-

versicherungspflicht befreien lässt, zahlt in die Renten-

versicherung hingegen einen Eigenanteil von 3,6 % 

ein. Dies sind rund 20 € - also deutlich mehr, als der 

Midijobber mit einem Verdienst von 557 € für den 

kompletten Bereich der Sozialversicherung zahlt. 

Selbst bei einem Verdienst von 600 € wären es mit 

Beiträgen von 15,33 € noch etwas weniger als beim 

Minijob. 

Auch Lohnsteuer wird bei Midijobs entweder nur in 

geringer Höhe oder gar nicht fällig: Bei Arbeitnehmern 

in Steuerklasse I fällt bei einem monatlichen Verdienst 

bis 1.400 € gar keine Lohnsteuer an. Bei 1.500 € ergibt 

sich ein monatlicher Steuerabzug von 13,25 € und bei 

2.000 € von 97,33 €. 

ERSTATTUNG 

Pauschalen Auslagenersatz der Stromkosten für 

Elektrofahrzeuge nutzen! 

Vielfach überlassen Arbeitgeber ihren Arbeitnehmern 

Elektro- oder Hybridelektrofahrzeuge als Firmenwagen 

auch zur privaten Nutzung. Trägt der Arbeitnehmer die 

Stromkosten für dieses Fahrzeug ganz oder teilweise 

selbst, kann der Arbeitgeber diese Kosten steuer- und 

sozialversicherungsfrei erstatten. Für diesen Ausla-

genersatz sind folgende Pauschalen zugelassen: 

Bei einer zusätzlichen Lademöglichkeit für das 

Fahrzeug beim Arbeitgeber: 

• für Elektrofahrzeuge 30 € monatlich und 

• für Hybridelektrofahrzeuge 15 € monatlich. 

Eine zusätzliche Lademöglichkeit beim Arbeitgeber ist 

unter anderem dann nicht gegeben, wenn der Arbeit-

nehmer die an einer ortsfesten betrieblichen Einrich-

tung des Arbeitgebers vorhandenen Ladevorrichtungen 

nicht für das Aufladen nutzen darf. In diesem Fall gel-

ten für den steuer- und sozialversicherungsfreien Aus-

lagenersatz folgende monatliche Pauschalen: 

Ohne zusätzliche Lademöglichkeit für das Fahrzeug 

beim Arbeitgeber: 

• für Elektrofahrzeuge 70 € monatlich und 

• für Hybridelektrofahrzeuge 35 € monatlich. 
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STEUERTIPP 

Neues zu Arbeitgeberleistungen für Firmenfit-

nessmitgliedschaften 

Bei Firmenfitnessmitgliedschaften kann für die Ermitt-

lung des beim Arbeitnehmer anzusetzenden geldwer-

ten Vorteils kein üblicher Endpreis am Abgabeort er-

mittelt werden. Deshalb ist der Vorteil dieses Sachbe-

zugs nach der Höhe der Aufwendungen des Arbeitge-

bers (einschließlich sämtlicher Nebenkosten und Um-

satzsteuer) zu bemessen. 

Für die Aufteilung der vom Arbeitgeber gezahlten Kos-

ten und deren Zurechnung zu den einzelnen Arbeit-

nehmern gilt Folgendes: 

• Direkt zuordenbare laufende oder einmalige Kosten 

sind den einzelnen Arbeitnehmern zuzuordnen. 

Nicht direkt zuordenbare laufende oder einmalige 

Kosten sind gleichmäßig auf die registrierten Ar-

beitnehmer aufzuteilen. Das sind die Arbeitnehmer, 

die das Angebot der Mitgliedschaft tatsächlich an-

genommen haben. 

• Unabhängig von der Anzahl der registrierten Ar-

beitnehmer anfallende laufende oder einmalige 

Kosten sind auf die Arbeitnehmer zu verteilen, die 

das Angebot annehmen könnten. Das sind diejeni-

gen Arbeitnehmer, denen der Arbeitgeber eine 

Teilnahmeberechtigung eingeräumt hat. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

• Für einen bestimmten Zeitraum erhobene einmali-

ge Kosten sind gleichmäßig auf die Vertragslaufzeit 

zu verteilen. Wurde kein bestimmter Zeitraum ver-

einbart, ist eine gleichmäßige Verteilung auf die 

Mindestvertragslaufzeit oder den Zeitraum bis zur 

frühestmöglichen Kündigung vorzunehmen. 

• Ein geldwerter Vorteil entsteht nur bei denjenigen 

Arbeitnehmern, die das Angebot tatsächlich ange-

nommen haben (registrierte Arbeitnehmer). Auf die 

tatsächliche Nutzung des Angebots durch diese 

Arbeitnehmer kommt es hingegen nicht an. 

• Unabhängig von der Anzahl der registrierten Ar-

beitnehmer können einmalige Kosten entstehen. 

Laut Finanzverwaltung bestehen keine Bedenken, 

wenn bei der Ermittlung der anteiligen Kosten für 

die Arbeitnehmer, die das Angebot annehmen 

könnten, auf die Anzahl der Arbeitnehmer bei Ver-

tragsabschluss oder zum hierfür vertraglich festge-

legten Zeitpunkt abgestellt wird. Das gilt auch dann, 

wenn sich die tatsächliche Anzahl der Arbeitneh-

mer im Laufe der Vertragslaufzeit ändert. 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr awi Team 
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